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Essen/Hamburg. Deutsch-
lands Traditionswerft Blohm
+ Voss wird britisch: Der
Stahlkonzern ThyssenKrupp
verkauft fast das komplette
Unternehmen an die Londo-
ner Beteiligungsfirma Star Ca-
pital Partners. Betroffen sind
rund 1500 Arbeitsplätze.
Doch versprach der Vor-
standsvorsitzende von Thys-
senKrupp MarineSystems,
Hans Christoph Atzpodien,
gestern: »Die Arbeitsplätze
sind sicher. Sonst hätten wir
diese Transaktion nicht ge-
macht.«

Die Investoren übernehmen
sowohl den Jachtbau als auch
das Reparaturgeschäft und die
Maschinenbausparte des
norddeutschen Unterneh-
mens, wie ThyssenKrupp mit-
teilte. Im Besitz von Thyssen-

Krupp bleibt lediglich die auf
den Marineschiffbau speziali-
sierte Blohm + Voss Naval.
Das Unternehmen muss aller-
dings künftig ohne eigene
Werftkapazitäten auskom-
men. Der Kaufvertrag wurde
bereits am Sonntag unter-
schrieben.

Blohm + Voss ist eine der
traditionsreichsten Werften
Deutschlands. Dort liefen
unter anderem das deutsche
Segelschulschiff »Gorch Fock«
und das Schlachtschiff »Bis-
marck« vom Stapel. Erst kürz-
lich wurde in der Werft der
Luxusliner »Queen Mary 2«
wieder auf Vordermann ge-
bracht.

Gegründet wurde das
Unternehmen 1877 von Her-
mann Blohm und Ernst Voss.
Seit 2005 gehörte die Tradi-

tionswerft zum Werftenver-
bund ThyssenKrupp Marine
Systems. Die verkauften Spar-
ten erzielten zuletzt zusam-
men einen Umsatz von knapp
500 Mio. Euro. Der Kaufpreis

beläuft sich nach Angaben aus
Unternehmenskreisen auf
einen dreistelligen Millionen-
betrag.

Der mit Milliardenverlusten
kämpfende Essener Stahlkon-

zern zieht sich damit komplett
aus dem zivilen Schiffbau zu-
rück und konzentriert sich
nur noch auf das Geschäft mit
U-Booten und Überwasser-
Marineschiffen mit zusam-
men rund 3700 Mitarbeitern.
Im Konzern bleiben deshalb
der U-Bootbauer HDW und
die auf Überwasser-Marine-
schiffe spezialisierte Blohm +
Voss Naval sowie eine auf den
Marineschiffbau spezialisierte
schwedische Werft.

Bei den Arbeitnehmern
weckte der Verkauf trotz aller
Zusicherungen von Thyssen-
Krupp Sorge um die Arbeits-
plätze. Die IG Metall Küste
forderte auch vom Käufer der
Traditionswerft ein klares Be-
kenntnis zu den norddeut-
schen Standorten des Unter-
nehmens.

ThyssenKrupp verkauft Traditionswerft Blohm + Voss
Londoner Beteiligungsfirma übernimmt Jachtbau, Reparaturgeschäft und Maschinenbausparte

Schiltach (psh). Der Sanitär-
hersteller Hansgrohe hat erste
Schritte zur Umwandlung von
einer Aktiengesellschaft (AG)
in eine Societas Europaea
(SE), eine europäische Gesell-
schaft, unternommen. Mit der
neuen Rechtsform trage der
weltweit tätige Armaturen-
und Brausenhersteller mit
Stammsitz in Schiltach/Kreis
Rottweil der fortschreitenden
Internationalisierung seines
Geschäfts Rechnung, heißt es
aus dem Unternehmen. Auf
einer außerordentlichen
Hauptversammlung hatten
die Aktionäre dem Wechsel
zugestimmt. Das bisherige
zweistufige Leitungsmodell
mit Aufsichtsrat und Vorstand
bleibt bestehen. Der Firmen-
sitz wird auch weiterhin in
Schiltach bleiben.

Hansgrohe AG
wird zur SE

150 Arbeitsplätze sind von dem Verkauf betroffen. Foto: Warmuth

Brüssel. Bau und Betrieb des
europäischen Satellitennavi-
gationssystem Galileo sollen
von 2014 bis zum Ende des
Jahrzehnts sieben Milliarden
Euro kosten. Industriekom-
missar Antonio Tajani spre-
che davon, die Kosten in dem
Zeitraum bei dieser Summe
zu deckeln, sagte Klaus-Dieter
Scheurle, Staatssekretär im
Bundesverkehrsministerium,
gestern in Brüssel. Ursprüng-
lich waren für das Galileo-Sys-
tem, mit dem Europa die Vor-
macht des US-amerikanischen
GPS (»Global Positioning Sys-
tem«) brechen will, Kosten
von 3,4 Mrd. Euro eingeplant.

Immer wieder brachten Ver-

zögerungen im Zeitplan und
Kostensteigerungen Galileo in
die Kritik. Der Betrieb war
eigentlich schon für 2008 ge-
plant. Galileo soll weltweit
metergenaue Positionsbestim-
mungen ermöglichen. Dies
soll nicht nur dem Verkehr zu
Lande, im Wasser und in der
Luft helfen, sondern auch der
Industrie und der Landwirt-
schaft.

Die Navigationsdienste soll-
ten nun 2014/2015 starten,
sagte Scheurle. Die Kosten für
den Aufbau seien in dem Sie-
benjahreszeitraum von 1,9 auf
1,4 Mrd. Euro gesenkt wor-
den. Deutschland stehe hinter
dem Projekt, erwarte aber,

dass die Deckelung eingehal-
ten werden könne. Die Bun-
desrepublik ist der größte Fi-
nanzier des EU-Projektes, au-
ßerdem entwickeln und bau-
en deutsche Unternehmen die
Satelliten.

Teurer als der Bau der Satel-
liten kommt allerdings der Be-
trieb des Systems: 800 Mio.
Euro jährlich sind dafür von
2014 bis 2020 eingeplant. Ist
das System aktiv, könnten laut
Kommission jährlich 80 Mio.
Euro in die EU-Kasse fließen.
Nach früheren Angaben lie-
gen die Schätzungen für die
positiven Auswirkungen des
Galileo-Systems bei insgesamt
90 Milliarden Euro.

EU-Kommissar: Galileo wird teurer
Satellitennavigationssystem soll sieben Milliarden Euro kosten

München. Im Prozess um du-
biose Millionenzahlungen
beim Verkauf der Formel 1 ha-
ben die Verteidiger des ange-
klagten Ex-Bankvorstandes
Gerhard Gribkowsky dem Ge-
richt schwere Vorwürfe ge-
macht. Weil der Angeklagte
schon seit fast einem Jahr in
Untersuchungshaft sitzt,
drückten die Richter zu sehr
aufs Tempo und befassten
sich nicht gründlich mit der
Aufklärung der Vorwürfe, sag-
te Rechtsanwalt Rainer Brüs-
sow gestern vor dem Landge-
richt München.

Er sprach von einem »Diktat
des Beschleunigungsgebots«.
Das Beschleunigungsgebot er-

gibt sich aus dem Grundge-
setz und verpflichtet die Jus-
tiz, eine unnötig lange Unter-
suchungshaft zu vermeiden.
Mit einem Antrag auf Ausset-
zung des Verfahrens scheiter-
ten die Verteidiger aber. Dafür
gebe es keine Veranlassung,
entschieden die Richter, da
sich an den Umständen des
Verfahrens nichts Wesentli-
ches geändert habe.

Für Gribkowsky ist der Pro-
zess nach den Worten seines
Anwalts mit dem hohen Ver-
handlungstakt von zwei bis
drei Tagen pro Woche eine
enorme Belastung. Regelmä-
ßig müsse er an den Verhand-
lungstagen stundenlang in

den »Katakomben« des Justiz-
gebäudes ausharren. Zugleich
forderten die Verteidiger er-
neut die Freilassung des An-
geklagten.

Anwälte fordern Aussetzung
Gribkowsky-Verteidiger machen Richtern schwere Vorwürfe

Berlin. Die deutschen Arbeits-
kosten sind 2010 deutlich
schwächer gestiegen als der
EU-Durchschnitt. Nur Irland
und Griechenland liegen
beim Wachstum der Arbeits-
kosten hinter Deutschland,
wie das Institut für Makroöko-
nomie und Konjunkturfor-
schung (IMK) in der gewerk-
schaftsnahen Hans-Böckler-
Stiftung gestern in Berlin mit-
teilte. Demnach legten die
Arbeitskosten in Deutschland
im Vergleich zu 2009 um 0,6
Prozent zu. Im EU-Durch-
schnitt stiegen die Kosten um
1,7 Prozent, im Euro-Raum
um 1,6 Prozent. In Griechen-
land und Irland sanken die
Kosten infolge der Krise. Mit
29,10 Euro pro Stunde lag
Deutschland 2010 bei den ab-
soluten Arbeitskosten an sieb-
ter Stelle. Im EU-Durchschnitt
wurden 22,50 Euro pro Stun-
de für Bruttolohn und Sozial-
beiträge gezahlt.

Arbeitskosten in
Deutschland
steigen langsam

Von Walther Rosenberger

Oberndorf. Jeden Tag ge-
hen in Baden-Württemberg
landwirtschaftliche Flächen
in einer Größe von mehr als
neun Fußballfeldern verlo-
ren. Sollte der Trend anhal-
ten sehen Experten stabile
Nahrungsmittelpreise und
die Versorgungssicherheit
in Gefahr.

Weltweit werden Wiesen und
Äcker zur Nahrungsmittelpro-
duktion knapp. Die Preise vie-
ler Agrarrohstoffe haben sich
in den vergangenen Jahren
vervielfacht. Jetzt schlagen
auch Fachleute in Baden-
Württemberg Alarm. »Die
landwirtschaftlich nutzbaren
Flächen in Deutschland und
Baden-Württemberg nehmen
immer weiter ab«, sagt der
stellvertretende Hauptge-
schäftsführer des baden-würt-
tembergischen Bauernver-
bands (LBV), Horst Wenk. In
den vergangenen zehn Jahren
seien im Südwesten jährlich
durchschnittlich rund 4000
Hektar Acker- und Weideland
nur wegen neuer Siedlungs-
und Verkehrsflächen versie-
gelt worden. Andere Fakto-
ren, etwa Flächenstilllegun-
gen aus ökologischen Grün-
den, miteingerechnet, sei der
Schwund noch größer, sagt
Wenk.

Aktuell habe sich der Flä-
chenfraß zwar verlangsamt,
Grund zur Entwarnung gebe
es aber nicht, sagt der Fach-
mann. Aufgrund der seit Jah-
ren angespannten Situation
auf den Weltmärkten für Ag-
rarrohstoffe und Lebensmit-
teln, sollte man sich nicht da-
rauf verlassen, dass »immer al-
les und zu jeder Zeit impor-
tierbar ist«. Sollte sich der
Trend zu weniger landwirt-
schaftlichen Flächen versteti-

gen, sieht der Verbandsfunk-
tionär sogar die Stabilität der
Lebensmittelpreise und die Si-
cherheit der Nahrungsmittel-
versorgung als gefährdet an.
Die Weltgetreidevorräte etwa
reichten aktuell nur rund zwei
Monate, um die Weltbevölke-
rung zu versorgen.

Auch andere Experten er-
kennen in wuchernden In-
dustriegebieten, neuen Umge-
hungsstraßen und der Versie-
gelung von Grünland ein
Problem. Verkehrsadern und
Siedlungen belegten im Süd-
westen schon knapp 15 Pro-
zent der gesamten Landesflä-
che, sagt Karl Stahr, Professor
für Bodenkunde und Stand-
ortlehre an der Universität
Hohenheim in Stuttgart. Der
Flächenfraß, den auch Stahr
seit Jahrzehnten beobachtet,
könne nur durch eine Steige-
rung der Effizienz in der
Landwirtschaft kompensiert
werden. Mehr Düngen und
Bewässern sei in vielen Gebie-
ten aber nicht mehr drin. Der
Grund: In puncto Produktivi-
tät hat die Landwirtschaft in
den vergangenen Jahrzehnten
rasante Fortschritte erzielt.
Die Hektarerträge sind stark
angestiegen, stagnieren bei
vielen Sorten aber seit min-
destens einem Jahrzehnt auf
hohem Niveau.

Zum limitierenden Faktor
wird neben der Nährstoffzu-
fuhr durch Dünger auch im-
mer mehr Wasser. In einigen
Regionen im Land sei man
beim Thema Bewässerung
schon an Grenzen angelangt,
sagt Stahr.

Die Landesregierung hat
sich des Themas angenom-
men, zumindest teilweise sind
ihr aber die Hände gebunden.
Denn wenn es um Bebauungs-
fragen geht, haben meist die
Gemeinden das Sagen. »Die
Bauleitplanung liegt in der
Hand der Gemeinden«, heißt
es aus dem baden-württem-

bergischen Landwirtschafts-
ministerium. Allerdings setze
man aktiv Anreize, um etwa
den Bau von Industriegebie-
ten auf der grünen Wiese ein-
zudämmen. Stattdessen wer-
den im Rahmen des Melap-
Plus-Programms, Zuschüsse
vergeben, wenn sich Investo-
ren entscheiden, Brachen

oder Leerstände innerorts mit
neuem Leben zu füllen. Die
Landesregierung setze sich
mit verschiedenen Maßnah-
men »für die Netto-Null beim
Flächenverbrauch ein«, sagt
Landwirtschaftsminister Ale-
xander Bonde (Grüne). 2010
ist der Flächenverbrauch denn
auch auf den niedrigsten Wert

seit Jahren gesunken. Stahr
geht das indes noch nicht weit
genug. Vor dem Hintergrund
knapper werdender Nah-
rungsmittel müsste man den
jährlichen Flächenfraß nicht
nur eindämmen, sondern im
Gegenteil jährlich mehr Äcker
für die Nahrungsmittelpro-
duktion bereitstellen, sagt er.

Wenig Land, wenig Nahrung
Bauernverband prangert Flächenfraß an / Regierung will Trend zum Zubetonieren von Grünland stoppen

Mehrere Fußballfelder an Ackerland gehen im Südwesten durchschnittlich jeden Tag verloren.

Bonn. Der bisherige Staatsse-
kretär im Bundeswirtschafts-
ministerium, Jochen Ho-
mann, soll neuer Präsident

der Bundesnetzagentur wer-
den. Der Beirat der Wettbe-
werbsbehörde folgte gestern
dem Drängen von Bundes-
wirtschaftsminister Philipp
Rösler (FDP) und nominierte
den 58-jährigen Diplom-
Volkswirt als Nachfolger für
Amtsinhaber Matthias Kurth.

Beirat nominiert
Jochen Homann

Gerhard Gribkowsky leidet in
der Haft. Foto: Leonhardt

Jochen Homann Foto: Bruns


